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Das Amt Dänischer Wohld wünscht 

allen Bürgerinnen und Bürgern 

ein frohes Weihnachtsfest und ein  

gesundes und glückliches Jahr 2018. 
 

 

 
  

      Kurt Arndt                  Matthias Meins                                        

 - Amtsvorsteher -                 - Amtsdirektor - 

  

 

 

 

      

  

 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Die nächste Ausgabe des Amtsblattes Dänischer Wohld 

erscheint am 
Mittwoch, dem 3. Januar 2018 
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Ausfertigung 
6. Der Planfeststellungsbeschluss gilt gegenüber den Betroffenen, denjenigen, über deren Ein-

wendungen entschieden wurde und gegenüber den Vereinigungen, über deren Stellung-

nahmen entschieden wurde, mit dem Ende der Auslegungsfrist als zugestellt (§ 74 Abs. 5 

Satz 3 VwVfG). 

7. Der Planfeststellungsbeschluss mit den festgestellten Planunterlagen steht darüber hinaus 

ab dem 2. Januar 2018 im Internet unter der Adresse www.ast- 

nord.gdws.wsv.de/Planfeststellung/Neubau_Hochbruecke_Levensau/index.html zur Einsicht-

nahme und zur Verfügung. Im Zweifel ist der Inhalt der zur Einsicht ausgelegten Unterlagen 

maßgeblich (§ 27 a Abs. 1 Satz 4 VwVfG). 

8. Der Planfeststellungsbeschluss kann von den Betroffenen und von denjenigen, die Einwen-

dungen erhoben haben, bis zum Ablauf der Rechtsbehelfsfrist schriftlich angefordert werden 

(§ 74 Abs. 5 Satz 4 VwVfG). 

 

II. 
 

Rechtsbehelfsbelehrung 
 

 
Gegen den Planfeststellungsbeschluss  kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Klage beim 

Oberverwaltungsgericht Schleswig Brock-

dorff-Rantzau-Straße 13 

24837 Schleswig 

erhoben werden. 

Die zur Begründung der Klage dienenden Tatsachen und Beweismittel sind innerhalb einer Frist von 

sechs Wochen nach Klageerhebung anzugeben (§ 14e Abs. 5 WaStrG). Das Gericht kann Erklä-

rungen und Beweismittel, die erst nach Ablauf dieser Frist vorgebracht werden, zurückweisen und 

ohne weitere Ermittlungen entscheiden, wenn ihre Zulassung nach der freien Überzeugung des 

Gerichts die Erledigung des Rechtsstreites verzögern würde und der Beteiligte die Verspätung nicht 

genügend entschuldigt. 

Vor dem OVG Schleswig muss sich jeder Beteiligte durch einen Rechtsanwalt oder einen Rechts-

lehrer an einer staatlichen oder staatlich anerkannten Hochschule eines Mitgliedstaates der Euro-

päischen Union, eines anderen Vertragsstaates des Abkommens über den Europäischen Wirt-

schaftsraum oder der Schweiz, der die Befähigung zum Richteramt besitzt, als Bevollmächtigten 

vertreten  lassen. Behörden und  juristische Personen des öffentlichen Rechts einschließlich der von 

ihnen zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben gebildeten Zusammenschlüsse können sich durch 

eigene Beschäftigte mit Befähigung zum Richteramt oder durch Beschäftigte mit Befähigung zum 

Richteramt anderer Behörden oder juristischer Personen des öffentlichen Rechts einschließlich der von 

ihnen zur Erfüllung  ihrer  öffentlichen  Aufgaben  gebildeten  Zusammenschlüsse  vertreten  lassen. 

 
 

http://www.ast-nord.gdws.wsv.de/Planfeststellung/Neubau_Hochbruecke_Levensau/index.html
http://www.ast-nord.gdws.wsv.de/Planfeststellung/Neubau_Hochbruecke_Levensau/index.html
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Bekanntmachung  

der öffentlichen Auslegung des Entwurfes des 
Bebauungsplanes Nr. 5 ï Wohnhof Am Dorfplatz ï der Neudorf-Bornstein nach § 3 Abs. 2 

BauGB 
 

Der von der Gemeindevertretung Neudorf-Bornstein in der Sitzung am 05.12.2017 gebilligte und zur 
Auslegung bestimmte Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 5 ï Wohnhof Am Dorfplatz ï für das Gebiet, 
welches wie folgt begrenzt wird: 
 
Plangebiet östlich und südöstlich der Straße Am Dorfplatz, nördlich und nordöstlich der Bebauung Dorf-
straße, westlich der Bebauung Bergstraße, liegt in der Zeit vom  
 

28.12.2017 bis zum 29.01.2018 
 
in der Amtsverwaltung Dänischer Wohld, Karl-Kolbe-Platz 1, 24214 Gettorf, Bauamt, Zimmer 10 im EG, 
während der Öffnungszeiten für den Publikumsverkehr (an folgenden Werktagen: Montag bis Freitag 
von 8.00 Uhr bis 12.00 Uhr und Donnerstag von 8.00 Uhr bis 18.00 Uhr) öffentlich aus.   
 
Der Inhalt dieser Bekanntmachung und die nach den Regelungen des Baugesetzbuches auszulegenden 
Unterlagen sind zusätzlich auf der Internetseite des Amtes Dänischer Wohld eingestellt und können dort 
unter der Internetadresse www.amt-daenischer-wohld.de  eingesehen werden.  
 
Der Geltungsbereich ist in dem nachstehenden Lageplan schwarz umrandet. 

 
Während der Auslegungsfrist können alle an der Planung Interessierten die Planunterlagen einsehen 
sowie Stellungnahmen hierzu schriftlich oder während der Öffnungszeiten für den Publikumsverkehr zur 
Niederschrift abgeben.  
 
Es wird darauf hingewiesen, dass nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen bei der Beschlussfas-
sung über den Bebauungsplan unberücksichtigt bleiben (§ 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB und § 4 a Abs. 6 
BauGB), wenn die Gemeinde den Inhalt nicht kannte und nicht hätte kennen müssen und deren Inhalt 
für die Rechtmäßigkeit des Bauleitplanes nicht von Bedeutung ist.  
Einwendungen, die im Rahmen der  Auslegung nicht oder verspätet geltend gemacht werden, aber hät-
ten fristgerecht geltend gemacht werden können, machen einen Normenkontrollantrag nach § 47 der 
Verwaltungsgerichtsordnung unzulässig.  

 
Es ist weiter darauf hinzuweisen, dass der Bebauungsplan im beschleunigten Verfahren nach § 13 a 
BauGB ohne Durchführung einer Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB aufgestellt wird.  

 
Gettorf, den 18.12.2017 

 
Amt Dänischer Wohld 
Der Amtsdirektor 
Im Auftrage 

 
Jacobsen                 
 
  

http://www.amt-daenischer-wohld.de/
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